
Gesundheits- und Sozialwesen

che Festlegungen vielfach in —» Stadt- und 
Gemeindeordnungen getroffen.
Die örtlichen Staatsorgane nehmen vor allem 
Einfluß auf den Schutz des sozialistischen Ei­
gentums, des Lebens, der Gesundheit und des 
Eigentums der Bürger, auf die Verhütung 
und Bekämpfung von Bränden ( —» Brand­
schutz) und Havarien, auf die Verkehrssi­
cherheit, die Verhütung von Straftaten und 
anderen Rechtsverletzungen, insbesondere 
zur Beseitigung ihrer Ursachen und Bedin­
gungen, auf die Wiedereingliederung aus der 
Strafhaft entlassener und die Erziehung kri­
minell gefährdeter Bürger.
Der Staatsrat hat den örtlichen Volksvertre­
tungen Empfehlungen zur Festigung der so­
zialistischen G. sowie von Ordnung und Si­
cherheit in allen Bereichen gegeben. Dazu ge­
hört, stets den Zusammenhang dieser Aufga­
ben mit der volkswirtschaftlichen Leistungs­
und Effektivitätsentwicklung zu beachten, 
die Massenbewegung für Ordnung und Si­
cherheit in den Betrieben und Wohngebieten 
noch konsequenter für die Durchsetzung der 
G. zu nutzen und mit dem —> sozialistischen 
Wettbewerb sowie dem -» „Mach mit!”- 
Wettbewerb zu verbinden. Den Bezirks- und 
Kreistagen wird empfohlen, die beschlosse­
nen langfristigen Programme zur Gewährlei­
stung von G., Ordnung und Sicherheit gege­
benenfalls durch neue Erfahrungen zu ergän­
zen, die Durchführung der festgelegten Maß­
nahmen unter Einbeziehung anderer staatli­
cher Organe ( —» Gerichte; —> Deutsche 
Volkspolizei - DVP; —» Arbeiter-und-Bau- 
ern-Inspektion der DDR - ABI) , von gesell­
schaftlichen Organisationen und ehrenamtli­
chen Kräften zu sichern und zu kontrollieren, 
über die Ergebnisse und eingeleiteten Maß­
nahmen in den Tagungen zu berichten sowie 
öffentlich vor den Werktätigen Rechenschaft 
darüber zu legen ( —» staatliche Öffentlich­
keitsarbeit). Die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Organe sollten bei Berichterstattun­
gen der Leiter über die Planerfüllung stets die 
Einhaltung der G. mit einbeziehen und kon­
trollieren. Zum anderen sollten sie für ihre 
Tätigkeit noch mehr die Erfahrungen der —> 
gesellschaftlichen Gerichte bei der Vorbeu­
gung und Bekämpfung von Rechtsverletzun­
gen nutzen.
An der Lösung der dargeleg^en Aufgaben

wirken die Abgeordneten in ihrer gesamten 
Tätigkeit mit. Mit ihrer massenpolitischen 
Arbeit in den Betrieben und Wohngebieten 
tragen sie zur Rechtserziehung der Bürger 
bei, vor allem indem sie den Werktätigen 
Rechtsvorschriften und Beschlüsse erläutern.
Sie kontrollieren besonders im Rahmen der 
ständigen Kommissionen die Einhaltung der 
G. Die Abgeordneten haben das Recht, bei 
der Feststellung von Verletzungen der G. de­
ren Beseitigung von den zuständigen Leitern 
zu fordern (§ 17 Abs. 1 GöV). Die Räte und 
die Leiter müssen die Abgeordneten über die 
ergriffenen Maßnahmen informieren (§ 16 
Abs. 4 und 5 GöV).

Empfehlungen des Staatsrates der DDR an 
die Bezirks- und Kreistage zur Nutzung be­
währter Erfahrungen bei der Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und von Ord­
nung und Sicherheit in allen Bereichen (Infor­
mation für örtliche Volksvertretungen, Juni 
1982/1).
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Gesundheits- und Sozialwesen - Gesamtheit 
der Organe, Einrichtungen und Maßnahmen, 
die die medizinische und soziale Betreuung 
der Bürger gewährleisten.
Zu den Aufgaben des G. u. S. gehören im we­
sentlichen:
- die medizinische Forschung;
- eine allgemein zugängliche, unentgeltli­

che, qualifizierte medizinische Betreu­
ung;

- die ständige Verbesserung des Gesund­
heitsschutzes für die gesamte Bevölke- * • 
rung;

- die Schwangeren- und Mütterberatung;
- die Hygiene und Arbeitshygiene;
- die gesundheitliche Betreuung und Erzie­

hung der Kinder bis zuin vollendeten 3.
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